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veiugSprei » : vierteljährlich durch die Post im Gebiete der deutschen Postverwallung» Briefträgrrgebühr eingerechnet, S ^ lSScht — Einzelnummer 10 cht — Lnzeigengebühr : die 7 mal gespalteneDsitzeile oder deren Raum A» zuzüglich SV V« Truerung - zuschlag. - Briefe und Gelder frei . Bei Wiederholungen tariffester Rabatt , der als Kassenrabatt gilt und verweigert werden kann, wenn nicht binnen vierSachen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt. Be, « lageerhebung. zwangsweiser Beitreibung und « onkurSverfabrr» Mt der Rabatt fort. Erfüllungsort Karlsruhe. — Im Falle von höherer Gewalt, Streik, Sperr »« nssperrun» Maichiueubrnch , Betriebsstörung im « gen -» « etnebe «der in denen unserer Lieferanten hat der Inserent keine Ansprüche , fall« di« Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange oder nicht erscheint. — Fürtelephonische Abbestellung von Anzeige » wird reine Gewähr übernommen. — Unverlangte Drucksachen und Manuskript« werden nicht zurückgegeben und eS wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen.

Amtlicher Teil.
irückgabe der in Belgien und Frankreich
weggenommenen Wetriebseinrichtungen .

* * Nach dem Trierer Abkommen zur Verlängerung des
Waffenstillstandes vom 16. Januar ISIS sind solche land¬
wirtschaftlichen Maschinen und Geräte , die in
den besetzt gewesenen Gebieten Belgiens und Nordfrankreichs
beschlagnahmt oder fortgenommen und nach Deutschland über¬
führt worden waren , der Entente zur Verfügung zu stellen.
Zur Durchführung dieses Abkommens sind die Verordnungender Reichsregierung ergangen . Nach 8 2 der Verordnung vom
88. März ISIS waren diejenigen Personen , die mit Beginn des
31 . Januar ISIS Eigentümer , Besitzer oder Gewahrsaminhaber
dieser Gegenstände waren , desgleichen die zu irMndeiner Zeit
Eigentümer , Besitzer oder Gewahrsaminhavrr dieser Gegen¬
stände gewesen sind und sie zerstört oder ins Ausland gebracht
haben , verpflichtet, hiervon spätestens bis zum 20. April ISIS
Lei der Reichsentschädigungskommiffion, Maschinenabteilung ,Berlin IV IS, unter Bezeichnung der Eigentumsverhältnisse
Anzeige zu erstatten .

Bisher sind solche Meldungen aus landwirtschaftlichen Krei¬
sen in sehr geringer Menge eingegangen . Dies dürfte zumTeil daran liegen, daß die Verordnungen in den Kreisender kleinen bäuerlichen Besitzer , trotz wiederholter Veröffent -
lichung in den einschlägigen Blättern wenig bekannt ge¬worden find ; zum andern Teil daran , daß die Landwirte die
ausländische Herkunft der von ihnen während des
Krieges erworbenen Maschinen nicht kennen .

Nach Mitteilung des Vorsitzenden der zuständigen deutschen
Nnterkommiffion der Waffenstillstandskommission hat die . En -
lenke wegen Ausbleibens der Meldungen mit Zwangs¬
maßnahmen gedroht, insbesondere soll sie beabsichtige «,eine große Zahl von Agenten zu entsenden , um durch
persönliche Nachforschungen den Verbleib der landwirtschaftli¬
chen Maschinen festzustellen.

Damit wir unseren der Entente gegenüber übernommenen
Verpflichtungen Nachkommen können, wurden die .unteren Ver¬
waltungsbehörden angewiesen, der Reichsentschädigungskommis.
sion, Maschinenabteilung in Berlin IV 10, Viktoriastr . 34,
umgehend mitzuteilen , ob den Landwirten der einzelnen Ver¬
waltungsbezirke landwirtschaftliche Maschinen fremder Her¬
kunft während oder nach dem Kriege zur Verteilung überwiesenWorden sind . Sollte dies zntreffen , so muß der Reichsentschä-
digungskomMission weitere Auskunft darüber gegeben werden,
Aon welcher Stelle die Zuweisung erfolgt ist, um welche Art
von Maschinen es sich gehandelt hat und wer sie erhalten hat .
'Anlerttützung der eltähitcken Flüchtlinge .

» * Nach einer Mitteilung des Reichsamtes des Innern siNd
diejenigen vor dem Waffenstillstand aus Elsaß -Lothringen
evakuierten Elsaß -Lothringer , welche die Erklärung abgegeben
-haben, daß sie nicht nach Elsaß- Lothringen zurückkehren wollen,im Falle der Unterstützungsbedürftigkeit als Vertriebene zu
behandeln . Dagegen dürfen diejenigen vor dem Waffenstill¬
stand evakuierten , sich noch in Baden aufhaltenden Elsaß -
Lothringer , welche eine solche Erklärung nicht abgegeben haben ,
seit 1 . Juli ISIS nicht mehr unterstützt werden.

' Der Verkehr mit IkraMabrzeugen .
* * Infolge der gegenwärtigen großen Betriebsstoff¬

not haben volkswirtschaftlichwichtige Betriebe bxi der Vertei¬
lung der Betriebsstoffe völlig leer ausgehen müssen. Um zu
verhüten , daß auch der Verkehr mit Personenkraft¬
fahrzeugen lahmgelegt wird und schließlich für längere
Zeit verboten werden muß« ist es erforderlich, nur solche Fahr¬
zeuge zuzulassen, für deren Verkehr ein dringendes öf¬
fentliches Bedürfnis bestes .

Es ist ferner die Wahrnehmung gemacht worden, daß Kraft -
fahrzeuge verkehren, die geickkß der Bundesratsverordnung
v. 25. Febr . 18 nicht zugelassen sind oder deren Zulassungsbe¬
scheinigung nicht erneuert worden sind. Derartige mißbräuchlich
benutzte Kraftfahrzeuge beziehen die Betriebsstoffe vielfach im
Wege des Schleichhandels . Die hohen Preise , die hier¬
für geboten werden, geben den Anreiz , die Betriebsstoffe den
offiziellen Kanälen zu entziehen . Diesen Mißständen muß
« it aller Schärfe entgegengetreten werden. Tie
Polizeiorgane sind' daher angewiesen, den Verkehr mit Kraft¬
fahrzeuge mit allem Nachdruck daraufhin zu überwachen, ob
die Fahrzeuge vorschriftsmäßig zugelassen sind. Widerrechtlich
verkehrende Kraftfahrzeuge sind auf Grund des 8 7 der Ver¬
ordnung vom 21 . Februar d. Js . wegzunehmen .

Der Verkedr mit Lucker.
» An die Bezirksämter ist durch das Ministerium des In¬

nern die folgende Anweisung ergangen : Durch Verordnung des
ReichsMinisteriums vom 3 . Juli ISIS ist der Preis für gemah¬
lenen Melis beim Verkaufe durch die Verbrauchszuckerfabriken
um 2 .50 M . für 50 Kg . ohne Sack ab Magdeburg einschließlich
der Verbrauchssteuer mit Wirkung vom 1 . Juli ISIS erhöht
worden. Dementsprechend ist durch Bekanntmachung des
Reichs» nähr » ngsm i niste riums vom 4. Juli ISIS bestimmt wor¬
den, daß sich, ebenfalls mit Wirkung vom 1. Jul ; ISIS , auch
die Berbrauchszuckerpreise je um 2 .50 M . für 60 Kg. erhöhen .
Die Eichung ist durch die erhebliche Steigerung der Fabrik «,
tionskosten, vor allem der Ausgaben für Löhne und Kohlen,
begründet .

Infolge dieser Erhöhung des Fabrikpreises für Verbrauchs -
zucker find auch die Großhandelspreise und die für den Ver¬

kauf des Zuckers an die Verbraucher festgesetzten Höchstpreise
(Kleinhandelspreise) entsprechendzu erhöhen. Die neuen Preisesind dem Landespreisamt unter Beifügung einer genauenBerechnung zur Nachprüfung alsbald vorzulegen.

Die 'Aebenvackung des Verkehrs mit
Fleitck .

" Zur Verhinderung von Gesundheitsschädigun¬gen durch den Genuß von beschlagnahmtem Fleisch , das aus
Schwarzschlachtungen stammt oder im Schleich¬handel vertrieben wird , find alle mit der Überwachung des
Verkehrs mit Fleisch oder Fleischwaren betrauben Stellen und
Personen angewiesen, im Falle der Beschlagnahme von
frischem oder zubereitetem Fleisch dieses zunächst der Be¬
schau durch den zuständigen Fleischbeschauer oder Tierarztzu unterstellen und erst dann an Anstalten abzugeben ober
sonst in Verkehr zu bringen , wenn dies nach dem Gutachtender Beschaustelle angängig erscheint.

Die Beurteilung der tcbriktllcben
Schularbeiten .

** Das leider noch an manchen Anstalten geübte Versah¬en , die in der Verbesserung einer schriftlichen Arbeit gemach¬ten Fehler auf die nächste Arbeit anzurechnen, ist durchausverwerflich und unstatthaft .
-Ebenso kann es nicht gebilligt werden, wenn in jedem Falleeine schriftliche Arbeit vorzeitig abgeschlossen und für unge¬nügend erklärt wird, weil der betreffende Schüler bei der An¬fertigung mit seinem Nachbar verkehrt hat. Da die Klas¬senarbeiten in erster Linie Übungsarbeiten seinsollen , hat der Schüler die Arbeit zu beenden, und die Beur¬

teilung hat nur dann zu unterbleiben , wenn nicht einwand¬frei festgestellt werden kann, was fremdes Eigentum ist. Eine
Bestrafung des Schülers mit einer der vorgesehenen Schul¬strafen ist natürlich nicht ausgeschlossen .

Die Bekämpfung des Schleichhandels .
(Tätigkeitsbericht der Fahndungsabteilung des Kricgswucher-amtS in der Zeit vom 15. bis 30. Juni ISIS.)

* * In der Zeit vom 15. bis 30. Juni ISIS wurden wegenSchleichhandels und Schleichversorgung mit öffentlich bewirt¬
schafteten Gegenständen und Lebensmitteln , sowie wegenÜberschreitung der festgesetzten Höchstpreise 462 Anzeigen vor¬
gelegt und in 448 Fällen Waren , die unter Umgehung der ge¬setzlichen Bestimmungen erworben waren , beschlagnahmt:

Insbesondere wurden beschlagnahmt: 4300 Eier , 36 Ztr .Butter und Fett , 6 Ztr . Käse , 40 Ztr . Mehl und Getreide . 4ZL
Ztr . Hülsenfrüchte, 34 Ztr . frisches Fleisch, 15 Ztr . Rauchfleisch,1 Waggon und 70 Ztr . Schokolade und Kakao , 32 Ztr . Obst,das unerlaubt ausgesührt werden sollte , 7V- Ztr . Kaffee , 4M
Ztr . Seife , 63 Ztr . und 30 Ballen Leder, 272 Liter Branntweinund 800 Liter und 58 Faß Ol.

Mehrere Wirte wurden zur Anzeige gebracht , weil sie an
fleischlosen Tagen Fleisch dezw . solches ohne Marken verab¬
reichten ; ebenso wurden wegen gewerbsmäßigen Schleichhandels,wegen Schwarzschlachtung und Schmuggels goldener Uhreneine Anzahl Personen dem Richter vorgeführt .

Freiltett — nicht Mttreittett .
* * Während des Krieges haben sich für die Bewohner von

Freiststt viele Schwierigkeiten dadurch ergeben , daß der Ortan manchen Amtsstellen als Altfreistett geführt wurde . Das
Bürgermeisteramt Freistelt bittet, daß künftig die BezeichnungAltfreistett wegfällt und stets Freistett adressiert wird, Lader Ort auch früher nicht anders bezeichnet wurde.

pottverkebr mit dem besetzten Gebiet .
* * Im Postverkehr zwischen den besetzten deutschen Rhein ,

gebieten und unbesetzten Deutschland sind folgende Ände¬
rungen eingetreten :

Aus der belgischen Zone nach dem unbesetzten Deutsch¬land können jetzt mit . gewissen, im besetzten Gebiet veröffent¬
lichten Einschränkungen Postanweisungen und Zahlkar¬ten abgesandt werden, ferner auch Wertbriefe von sol¬
chen Banken , die durch den kommandierenden General des
Besatzungsheeres dazu ermächtigt sind.

Zur Versendung iw Wertpaketen und Wertbriefen zwischen
der britischen Zone und dem unbesetzten Deutschland find
Schmuck und Zierat aus Elfenbein zugelaffen worden .

Der Meistbetrag für Po staufträge und Nachnah¬
men aus dem unbesetzten Deutschland nach der französi¬
schen Zone (ausgenommen Elsaß-Lothringen und Brücke .i -
kopfgebiet von Kehl ) ist von 50 M . auf M M . erhöht worden ;aus diesem Gebiet nach dem unbesetzten Deutschland sind
Postanweisungen bis zum Höchsibetrag von 100 M . und Zahl¬karten bis zum Höchstbetrag von 60 M. (aus der Rheinpfalzbis zum Höchstbetrag von 100 M .) erlaubt , höhere Beträgeunter besonderen, im besetzten Gebiet veröffentlichten Be¬
dingungen . Nach der Rheinpfalz darf von jetzt ab geschriebener
Lesestoff für die Blinden (Blindensch -riftsen düngen )
verschickt werden.

Die für das gesamte besetzte Rheingebiet (ausgenommen
Elsaß-Lothringen und Brückenkopfgebiet von Kehl) erteilte Er¬
laubnis zum Versand behördlicher Akten in Post¬
paketen bezieht sich auch auf die Akten der Rechtsanwälteund Notare .

-X- Der baditcke FLnanzminitter
über die Verreicblicbung der

FLnanzvervvallung.
In der Sitzung des badischen Haus -Haltsausschusses vom15. Juli hat Finanzminister Dr . Wirth über die Kon-

ferenz der Finanzminister der deutschen Gliedstaaten , die
unter dem Vorsitz des Reichsfinanzministers am Sonn¬
tag , den 13 . Juli in Weimar tagte, eingehende Mittei¬
lungen gemacht, die so bedeutsam sind , daß wir sie in
Folgendem ausführlich Mitteilen . Wir werden morgen
noch in einer besonderen Besprechung auf die Rede zp-
rülKonimen . Der Finanzminister führte aus :

Wie Ihnen besannt ist, sind die Finanzminister der
deutschen Einzelstaaten dringend nach Weimar berufe «
worden . Es handelte sich bei der Besprechung, die unter
dem Vorsitz des Herrn Reichsfinanzministers Erzberger
stattfand , um eine Aussprache über die Lage der Reichs¬
finanzen , um eine Neuordnung der materiellen Finanz -
gesetzgebung durch das Reich und — das ist für die
Gliedstaaten ein« besonders wichtige Angelegenheit —
um die Verwaltung der Stenern des Reiches, der einzel¬
nen Länder und der Gemeinden durch das Reich

Es ist notwendig , diese, das Selbständigseitsgebiet der
Bundesstaaten auf daK tiefste berührende Fragen in aller
Öffentlichkeit zu erörtern . Die Fraktionen des badischen
Landtags — uNd damit di« politischen Parteien — müs¬
sen in kürzester Frist zur Frage der reichseigenen Steuer -
Verwaltung Stellung nehmen . Eine beschleunigte Klä¬
rung ist unbedingt geboten, da die endgültige Stellung -
nähme in kürzester Frist auf .einer nochmaligen Zusam¬
menkunft der deutschen Finanzminister erfolgen soll.

In dem Entwurf zur neuen Reichsdsrfassun-g , die in
der Nationalversammlung bereits in zweiter Beratung
steht, ist schon die Verwaltung ' der Zölle und Verbrauchs-
steuern durch das Reich vorgesehen. Jetzt soll nach den
Plänen und Wünschen des Reichsfinanzministeriums
etwas weiteres hinzukommen. Die Vereinheit¬
lichung des Finanzwesens des deutschen
Reiches soll mit einem großen Schlage durchgesührt
werden . Gesetzgebung, und Verwaltung sollen in eins
Hand und zwar in die Hand des Reiches gelegt werden.
Nach Auffassung der ReKhsregierung mache der Frie -
densvertrag die radikalen Änderungen zu einer absoluten
Notwendigkeit . Einmal soll die Ges etz gebu n g ü b e r
sämtliche Steuerguellen nur dem Reiche
zu kommen , und die erzielten Einnahmen
sollen nach einem noch aufzustellenden Schlüssel zwischen
Reich , Ländern und Gemeinden unter Berück-
sichtigung der Lebensfähigkeit aller Beteiligten -erfolgen .
Die -gesamte Finanzverwaltung der Abgaben soll von
einer Zentral st e fite einheitlich geleitet werden , da
nur eine einheitliche Zentralgewalt die unbedingte Sicher¬
heit bieten könne, daß die großen Steuergesetze, insbeson¬
dere die neue Erbschaftssteuer, die kommende einheitlich«:
Reichseinkommensteuer und das Reichsnotopfer befrie¬
digend durchgeführt werden. Bei der Beurteilung dieses
in seinen Folgen nicht zu verkennenden Schrittes , müsse
das Urteil ausgehen von der finanziellen Notlage des
Reiches , und die ganze Aktion müsse beurteilt werden von
dem Verlangen , unter allen Umständen das Reich finan¬
ziell zu retten .

Nach Auffassung des Finanzministers » bedeutet
dieses Verlangen der Reichsregierung das größte
Opfer , das man einem Bundesstaat über¬
haupt zu muten könne ; es bedeute die Auf¬
hebung der bundesstaatlichen Selb -
ständigkeit . Es müsse dabei wohl beachtet werden ,
daß damit auch die Ausgabender Bundes st aa -
t « n kontingentiert werden und daß ihre künftige
Entwicklung , sofern von einer solchen noch gesprochen
werden kann , sich nur im allerengsten Rahmen vollziehen '
werde . Das Vorgehen des Reiches bedeute auch einen
Zwang zur Sparsamkeit . Das Reich beabsich¬
tige , die Bundesstaaten in einem noch zu bestimmenden
Umfange teilnehmen zu lassen an den Erträgnissen ge¬
wisser Steuern , wie der Einkommensteuer und der Erb¬
schaftssteuer . Die Bundesstaaten hätten dann noch die
Gelegenheit , besondere Ertragssteuern oder etwa die Ver¬
gnügungssteuer für sich auszubauen , sofern das Reich auf
die bereits eingebrachte Vorlage der Vergnügungssteuer
verzichtet .

Damit ist aber der Schritt in seinen Folgen noch nicht
genügend gewürdigt . Auch dieGemeinden verlieren
damit das Selbstbcstimmungsrecht über ihre KchtigsM

«



Finanzquellen . Sie werden nach Meinung der Reichs-
regi ?rung sich vom Bundesstaat einen gewissen Teil der
« usgekomnienen Einnahmen - die vom Reich erhoben wer¬
den, -»billigen lassen müssen. Damit wird die finanzielle
jSelbständigkeit der Gemeinden im weseMichen beseitigt ;
sie werden der strengen Aufsicht des Bundesstaats hin-
sichtlich ihrer Ausgaben unterworfen . Das Reich vermal-
tet . wenn die Reichsregierung mit -ihrer Absicht! durch -
- ringen sollte , finanziell die Bundesstaaten und die
Bundesstaaten ihrerseits wieder die in ihrem Bereich be-
findlichen Gemeinden .

Finanzminister Dr . Wirth führte noch aus , dag
die Reichseinkommensteuer nicht zu um¬
gehen sei . Dem Reich müsse unter allen Umständen
eine neue große direkte Steuerquelle erschlossen werden
und es müßten auch alle direkten Steuern einheitlich ini
Reich bis zum Letzten ausgeschöpft werden . Der Finanz -
bedarf des Reiches, der Gliedstaaten und der Gemeinden
werde auf annähernd 25 Milliarden Mark
im Jahre geschätzt. Der Betrag sei so hoch, daß er sich
nur anfbringen lasse , wen» steuerlich dem Volke die größ¬
ten und letzten Opfer auferlegt wurden . Bedauerlicher¬
weise sei in manchen Kreisen unseres Volkes die unerhört
große Notlage des Reiches noch nicht genügend bekannt
und es sei,auffallend , daß einige Kritiker in den Zeitun¬
gen die Sorgen der Finanzminister noch nicht annähernd
zu würdigen verstehen. Die Aufklärung werde kommen
und je rascher sie komme, um so besser für Maat und
Volk . _

Zu den 25 Milliarden des eigenen Bedarfs innerhalb
des Reiches kommen noch die Lasten , die uns der
Friedensvertrag mit Gewalt aufgenötigt hat.
Man müsse sich vorstellen , welche Energie nnd Umsicht
und welcher Opfergeist notwendig werde , um diesen Er¬
fordernissen Rechnung zu tragen . Nach Auffassung - er
Reichsregiernng könne nur die absolute Vereinheitlichung
der ganzen Finanzgesetzgebung und -Verwaltung die
Rettung bringen . Dieser Auffassung können sich die
süddeutschen Finanzminister nicht an¬
schließen . Es sei Wohl zweifellos , daß eine starke Kon¬
trolle durch das Reich ausgeübt werden müsse. Eine solche
Kontrolle sei aber möglich und lasse wohl den letzten
Schritt , die Selbständigkeit in der Finänzverwaltung der
Bundesstaaten zu beseitigen , vermeiden .

Der Finanzminister wünschte , daß sich alle Kreise
Badens auf das Lebhafteste mit dieser Frage , der Ver -
reichlichung der Finanzverwaltung , beschäftigen möchten.
Insbesondere sei wünschenswert , daß auch die Beamten
und Arbeiter im Dienst des Staates und der Gemein¬
den sich der großen Konsequenzen dieses Schrittes klar
bewußt werden .

Aurn Abbau der Neicbs -
tcbulden.

Von Pfarrer W . Karl (M . d . L . ) .*
Sorgenvoll stehen wir vor der ungeheuren Reichsschuld , die¬

sem Berg von Schutt , den der Krieg und seine Folgen aufge¬
schwemmt haben und der den Fluß unserer Reichswirtschaft
hemmt. Er mutz weg . Aber wo sollen wir anfangen ? Das
ist die Frage . Wo ist 's am nötigsten, wo am nützlichsten , am
praktischsten , wo ist ' süberhaupt möglich ?

Hervorragende Sachverständige Arten : Zu allererst muh die
noch schwebende , nicht durch Anleihe gedeckte Reichsschuld von
etwa 6V Milliarden getilgt werden. Denn dieser Teil des
Bergs hängt über , schwebt in der Luft , droht noch weitere
Gebiete zu versumpfen . Also ist die große allgemeine Ver¬
mögensabgabe ans Reich zu allererst zur Tilgung der schwe¬
benden Schuld zu verwenden.

Ja ! Wenn das auf diesem Wege nur möglich wäre ! Aber
woher sollen wir denn die Zahlungsmittel zur Vermögens¬
abgabe herbekommen? Wir haben, ja nach Schätzung, 30 bis
40 Milliarden papieren« — leider nur aus diesem fragwllrsi -
gen Stoff verfertigte — Zahlungsmittel . Aber diese brauchen
wir für den alltäglichen Geldverkehr. Sie wollen öfters sogar
nicht einmal ausreichen . Also , wenn wir die schwebende Schuld
von etwa 60 Milliarden auch nur zum kleinen Teil direkt
decken wollen, so steht uns nur ein Tröpfchen für den heißen
Stein zur Verfügung . Oder soll die Abgabe in andern Wert¬
gegenständen geschehen dürfen ? In Aktien , Hypothekenpfand-
briesen u . dergl. Wertobjekten, oder gar in Naturalien , Häu¬
sern usw. ? Aber was soll das Reich damit anfangen ? Es
kann keinen Riesenladen , keine Riesenbaus eröffnen . Es mutz
diese Dinge wieder erkaufen . Wer aver soll sie chm abkaufen ?
Wir sagen ia schon, daß Zahlungsmittel nicht vorhanden sind .
Das Reich müßte also wieder andere Wertdinge dafür ein-
tauschen. Und so ginge der circulus vitiosus ins Unendliche
weiter . Auch ist nicht zu vergessen , daß das Reich durch Mas¬
senangebot von abgegebenen Wertpapieren , deren. Kurs gewal¬
tig drücken und sich dadurch einen weiteren empfindlichen
Schaden bereiten würde.

' Auf diesem direkten Weg kommen wir also nicht vorwärts .
Wir würden nur ein Loch mit dem andern zusiopfen.

Wir müssen es , indirekt probieren . Wir wollen einmal ver¬
suchen , ob wir den Reichsschuldenberg nicht an andrer Stelle
anpacken können ; da, wo die Nc-.chsanleihe angeschweinmt
wurde.

Und siehe ! Da scheint ein« ganz hoffnungsvolle Aussicht
sich zu öffnen . Die Reichsanleihensschuld kann zum guten
Teil — Dernburg schätzt ihn aus 50 Milliarden — durch Rück¬
gabe der Kriegsanleihepäpiere in dieser Höhe abgeräumt wer¬
den. Deshalb hat denn auch die Reichsregierung bereits vor-
— , - .

* Wir stellen die Vorschläge des badischen Landtagsabgeord¬neten Pfarrer Karl zur Diskussion, ohne damit der Stellung¬
nahme der gesetzgebenden Faktoren vorgreifen zu wollen.

geschenkte Papiere in gewissem Betrag an Zahlungsstatt an -
zunchmcn .

Allein es fragt sich, ob die Kriegsanleihebesitzer ihre Papiere
freiwillig hergeben, zumal wenn man ihnen einen niedere»
Kurs ansetzt« Die Spekulanten , welche bisher die Anleihe
eben um ihres niedrigen Preises willen ängstlichen Leuten ak-
handelten , werden sich vorweg hüte» . Aber auch die ursprüng¬
lichen Zeichner, welche bisher in der Lage und entschlossen
waren , die Scheine zu behalte» , werde» sich nicht einmal durch
einen hohen . Kurs zur Abgabe eines Papiers bewegen las¬
sen , das gute Verzinsung und verhältnismäßige Sicherheit
bietet. Sonnt würde der größte Teil der Reichsabgabe wieder ^in den Zahlungsmitteln zu erledigen sein , die wir bekanntlich j
nicht haben ; d. h . die Abgabe wäre undurchführbar . '

Es bleibt uns mithin nur ein einziger Ausweg Nbrtg : Ein
Reichsgesetz , welches anordnet , daß die Vermögensabgabe nur
in Kriegsanleihe geschehen darf . Wer keine gezeichnet hat, .
muß kaufen von denen, die im Verhältnis zu ihrem Gesamr-
vermögen zuviel zeichneten . Wenn sie diese Papiere jetzr —
infolge der starken Nachfrage — teuer kaufen müssen , so ge¬
schieht ihnen das ganz recht . Die Spekulanten aber , die sie
zu billig kauften , werden, durch den allgemeinen Rachweis¬
zwang darüber , ob die Papiere s. Zt . rite gezeichnet oder zu
Spekulationszwecken später erhandelt wurden , in Schranken
gehalten ; das hat auch die Reichsregierung bereits vorgescheit.
Eine kleine Arbeit wäre der Nachweis freilich nicht . Aber sie
muß gemacht werden.

Wenn wir aber nun auf diesem Wege 50, auch mehr Mil¬
liarden Kriegsschuld tilgen , wenn dadurch der Kurs der Reichs?
anleihe steigt, so erringen wir nicht

'nur einen finanziellen
Vorteil , sondern auch einen moralischen: Wir stärken unfern
moralischen Kredit im Ausland . Eine solche entschlossene ,
glückliche Selbstoperation kann nicht ohne Anerkennung der
Zuschauer vor sich gehen . Wir wissen ja bereits , daß der jetzige
niedere Kurs unsrer Reichsanleihe zum guten Teil ein mora¬
lischer ist. Dieser unser Kredit aber muß dadurch steigen,
daß wir unsre Schulden namhaft mindern . Insbesondere
wird Amerika diese Erleichterung unsrer Schuldenlast mit
Aufmerksamkeit verfolgen. Man darf nicht zuviel sagen. Aber
gerade Amerika — das Geschäftsamerika — wird uns aus
eigenem Geschäftsinteresse davor schützen, daß Frankreich diese
Besserung unsrer Finanzen zum Anlaß weiterer Forderungen
macht .

Und nun wären wir in der -Lage, einen zweiten bedeur-
samen Schritt zu tun : Wir müßten und könnten eine neue
Anleihe aufuehmen , welche zum guten Teil im Auslanv unier -
zubringen wäre . Sofort wird man einwenden : Aber damit
machen wir uns dem Ausland zinsbar , geben wir unsre Zin¬
sen in Gold ins Ausland . Das ist leider richtig. Aber tun
wir das nicht jetzt schon, und zwar , infolge unsrer schlechten
Valuta , in ganz unerhörtem Maß , indem wir alles dreifach,
zehnfach teurer bezahlen ? Wenn es uns gelänge, diese wilde,
ganz uneingeschränkte Ausbeutung unter Besserung unsrer
Valuta durch einen festgelegten Zinstribut ans Ausland zu
ersetzen und dadurch den Bezug von fremden Waren zu rege, »,
wäre das nicht ein großer Vorteil für unser Wirtschaftsleben '?

Man mag die ganze Schuldentilgunssrage ansehen von wo¬
her man will : Immer drängt sich uns die Tatsache auf : Eine
Vermögensabgabe großen Stils ist mit Hilfe unserer Barmit - ^
teln überhaupt nicht möglich . Sie ist möglich nur durch Mck.
gäbe von Kriegsanleihe (denn die sonstigen Rcichsschulden in
Höhe von 4—5 Milliarden fallen nicht ins Gewicht) . Und eine I
umfangreiche Abgabe von Kriegsanleihe ist nur auf dem Wege !
des Zwanges denkbar. Und nur auf diese Weise können wir >
auch an eine Tilgung der schwebenden Schuld denken .

Daß daneben die lausenden Reichsausgaben , insbesondere
der Zinsendienst, nur durch .Papiergeld bestritten werden
kann und muß , liegt auf der Hand . Aber schon zu diesem
Zweck werden die laufenden Zahlungsmittel in so hohem
Grade in Anspruch genommen werden, daß es sich erst recht
zeigt, wie wenig sie füp umfangreichere Schuldentilgungs¬
zwecke genügt hätten .

Durch meinen obigen Vorschlag erledigt sich auch der des
früheren Finanzministers Reinboldt , welcher die Kriegs¬
anleihe unter die ganze besitzende Bevölkerungsklaffe gleich¬
mäßig verteilen wollte. Das läßt sich bei solchen Riesensum.
men und Menschenmassen nicht bewerkstelligen.

Auch das darf noch in Anschlag gebracht werden, daß die
nicht geringe Angst gerade der kleineren Kriegsanleihebesitzer
beruhigt würde, welche die Gesamtstreichung ihrer Papiere be-
fürchten, was auch eine unerhörte Ungerechtigkeit wäre gegen¬
über den Nichtzeichnern . Aber eine Beruhigung dieser Ängste
könnte gleichfalls als moralischer Erfolg noch immer gebucht
werden.

Deuttcke Nationalversamm¬
lung .

In der gestrigen Sitzung wurde nach Erledigung einer kur¬
zen Anfrage für den aus dem Vizepräsidium scheidenden Un-
terstaatssekretär Schultz -Ostpreußen (Soz . ) auf Vorschlag des
^lbg . Gröber (Ztr .) durch Zuruf der Abg . Lobe (So ^ ) zum
Vizepräsidenten der Itationalversammlung einstimmig ge¬
wählt . Lobe nimmt an.

Hierauf setzte das Haus die Weiterberalung des Ver¬
sa s s u n g s e n r w u r f e s mit dem zweiten Hauptleil Grund¬
recht und Grundpflichten der Deutschen fort .

Art . 107, der einleitend bestimmt : « Die Grundrechte und
»Pflichten bilden die Richtschnur und Schranken für die Ge.
setzgebung , die Verwaltung und die Rechtspflege im Reiche und
in den Landern "

, wird als entbehrlich gestrichen .
Art . 108 besagt : Alle Deutschen sind vor dem Gesetze gleich.

Männer und Frauen haben grundsätzlich dieselben staatsbür¬
gerlichen Rechte und Pflichten. Öffentliche Rechte , Vorrechte
und Nachteile der Geburt und des Standes bestehen nicht.
Adelsbezeichnuugen gelten nur als Teil des Namens und dür¬
fen nicht mehr verliehen werden. Titel dürfen nur als Amts¬
und Berufsbezeichnung verliehen werden. Akademische Grade
sind hierdurch nicht getroffen. Orden und Ehrenzeichen dürien
vom Staate nicht verliehen werden. Kein Deutscher darf von
einer auswärtigen Regierung Titel oder Orden annehm«rr.

Abg. Hrinze (D . Bp.) und Gen- beantragen die StrcnhunKi
sämtlicher Bestimmungen über di« Adelsbeziehungrn , Titel « '
Orden und '

Ehrenzeichen.
Abg. Frau Agnes (N .S .) und Gen . beantragen folgendes

Fassung : «Der Adel wird abgeschafft , Vorrechte und Nachteile»
der Geburt oder des Standes bestehen nicht .

"
Die Mehrheitssozialdemokraten Bauer und Gen . beantragen

gleichfalls Abschaffung des Adels und die Gleichstellung der ,
Männer und Frauen nur in den staatsbürgerlichen Rechten
(nicht Pflichten) .

Endlich beantragen die Mehrheitssozialisten Frau Juchac»
und Gen . hinter den <Aah über die Gleichstellung von Biänner
und Frauen den Zusatz : „Die Bestimmungen des öffentlicher- - '
und bürgerlichen Rechtes sind entsprechend zu bezeichnen .

" ijArt- 108 wird nach kurzer Debatte in der Fassung des Aus«
schusses angenommen . Abgelehnt werden : Der Antrag Agnesmit 149 gegen IIS Stimmen , der Antrag Frau Juchaz mit
114 gegen 128 Stimmen bei drei Enthaltungen , der Antrag
Bauer mit 143 gegen 127 Stimmen bei einer Stimmenthal¬
tung . ebenso der Antrag Hcinze.

Art . 109, der bestimmt, daß die Staatsangehörigkeit im
Reiche und in den Ländern nach den Bestimmungen de»
Reichsgesetzes erworben und verloren wird , wird unverändert
angenommen , ebenso Art . 110 (Freizügigkeit im ganzer«
Reiche ) .

Art . 112 vestimmt den Schutz der freien volkstümlichen Ent «
Wickelung der fremdsprachlichen Volksteile. «

Abg . Dr . Eohn (U . S .) befürwortet einen Antrag seiner«
Partei , statt fremdsprachliche Volksteile zu sagen : . national «
Minderheiten .

Dieser Antrag wird agbelehnt .
Art . 113 handelt von der persönlichen Freiheit , deren Be- j

sckränkung nur auf Grund von Gesetzen zulässig sein soll .
Die Unabhängigen Agnes und Gen . beantragen dazu di»

Auibebung der Ausnahmegesetze gegen die Prostitution .
Regicrungskommissär Dr . Preuß erklärt die Frage alSt

Gegenstand der Spezialgesetzgebung nnd empfiehlt Ablehnung !
des Antrages der Unabhärrgigen.

Hierauf vertagt sich das Haus .
Nächste Sitzung Mittwoch HZ10 Ubr vormitiags Forisetzung

der Verfassungsvorlage .

- - .
Dolititche Neuigkeiten .

Die Durcbtüdrung des LriedensvertragesB
* Von zuständiger Seite wird mitgeteilt : Die Verhandlung ««!'

in Versailles find bis jetzt durch die Alliierten in durchaus!
konziliantem Tone geführt worden. Sachlich bestehen diH
Alliierten auf. der gewissenhaften Durchführung dies Friedens «
Vertrages , insbesondere aus der Überführung deutscher Arbeit
ter . Sie wollen Gruppen von 500 bis 1000 Mann in Baracken-
unterbringen . Die französischen Unterhändler sagen, sie kenn
nen die ScAvierigkeiten, aber die deutsche Regierung müssH
das deutsche Volk unbedingt zur Arbeit anhalten , nötigenfalls !
müsse Deutschland der Arbeitsschrmerigkeiten durch staatlichen̂
Zwang Herr werden . Sie fordern ferner besonders dringend!
die deutschen Farbstoffe , pharmazeutische Apparate und Kali«

'

Die tranzölircden Sozialisten lebnen die
Katitizierung ab.

* Aus Paris berichtet das W. T . -B . vom 15. 7 . : Tee »6»
tionalr Ausschuß der Sozialisten beschloß mit 1420 gegen 5H
Stimmen bei 501 Stimmenthaltungen die Ratifizierung d«U
Friedensvcrtrages abzulehneui

Die Schweiz und der Völkerbund.
» Ter Chef der jchrveizcrischen Abordnun- in Paris er¬klärte , weschiedenen Berliner Blättern zufolge, daß , ivenchdir Zulassung Deutschlands zum Völkerbund nicht erfolge, di»

Schweiz: auf ihre Mitgliedschaft verzichte . l

Die Deimkedr der Ikriegsgetangenen . !
* Nach einer Meldung der „Daily News" beginnt der Alüo)ßransport der deutschen Kriegsgefangenen aus England amfi18. Juli . In den ersten 14 Tagen werden 52 OM deutsch » )

.Gefangene heimbefördert.

Der Gesetzentwurf über die Vermögens¬
abgabe.

* Der schon kurz augetündigte Gesetzentwurf über die Be«. !
mögensabgabe (Reichsnotopfer) enthält u . a . folgende Bor »
schriften : . '

Die Abgabepflicht erstreckt sich aus die Angehörigen des deut¬
schen Reiches, auf staatenlose Personen , wenn st« im Deutschem
Reich einen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt haben, miss
Ausländer , tue sich im Deutschen Reiche dauernd des Erwerbe »
wegen aufhalten . Daneben sollen Aktiengesellschaften , Gesell¬
schaften mit beschränkter Haftung , Versicherungsgesellschaften
auf Gegenseitigkeit, eingetragene Genossenschaften, landwirt¬
schaftliche und rittersä,aftliche Kreditanstalten , Verggctverk-,
schäften usw. , aber auch alle sonstigen juristischen Personen »
sowie nicht rechtsfähige Vereine und Stiftungen , ohne juri¬
stische Persönlichkeit, wenn auchtzmit Unterschieden , der Abgabe ^
unterworfen werden. Die Unterschiede beziehe » sich zunächst -
darauf , daß Aktiengesellschaften usw . mit dem Restvermögen nachü
Abzug des Grundkapitals abgabepflichtig sind . Dagegen sindß
alle anderen erwähnten Abgabepflichtigen mit Ausnahme der-
Ausländer mit dem ganzen Vermögen zum Reichsnotopfer her^
anzuziehen . Bei den Ausländern , die sich im Deutschen Reichs
dauernd des Erwerbs wegen aufhalten , bleibt das ausländisch »
Grundi und Betriebsvermögen abgabefrei . »Ausländische Ein»
zclpersonen und juristische Personen sowie ausländische Beim
ein«, Stiftungen , die im Inland Grund - und Betriebsvermös -
gen haben, werden mit diesem abgabepflichtig.

Abgabefrei sind 1 . die Gliedstaaten , 2 . die Gemeinden undi-
sonstigen Kommunalverbände aller Art , 3 . die Kirchen , sowie
die kirchlichen und religiösen Gemeinschaften, 4 . Anstalten , die
mangels eigener Mittel vom Reiche, von den Gliedstaaten oder
sonstigen öffentlich-rechtlichen Körperschaften, teilweise oder
dauernd unterhalten werden, 5. die Reichsbanl , 6 . Anstalten«
der rei'-bsgesetzliche » Unfall - , Invaliden - , Krankenversicherung
und Versicherung von Angestellten, 7 . die aus Gegenseitigkeit
begründeten Witwen- , Waisen - , Sterbe -, Krankenkassen uni- .
Kassen ähnlicher Art , 8. Stiftungen , Anstalten oder Verein«, die
ohne Beschränkung auf einen bestimmten engeren PersonenkreiU
und ohne Erwerbsabsichten ausschließlich einem oder mebrereiW »
der nachfolgend genannten Zwecke dienen : Der Armenpflege^
der Krankenpflege, der Wöchnerinnen- , Säuglings - , Kleinkin¬
der. und Waisenpflege für Minderbemittelte , der Fürsorge für^
Kriegsteilnehmer oder Hinterbliebene von Kriegsteilnehmern ,

Vermögen im Sinne des Gesetzentwurfs ist das gesamte
bewegliche und unbewegliche Vermögen nach Abzug der Schul¬
den , wobei jedoch Haushaltungsschulden , Schulden und Lasten,
die in wirtschaftlicher Beziehung zu nicht abgabepflichtiger-
Vcrmögcnsteilen stehen , unberücksichtigt bleiben.

»



q«m Vermögen gchchst u. a . auchdcr K»pst«kw«rt ^«r
^
Rechte

, «f Rente« und ander« wftderkrhrende Ratzonge« und Lei»
Rungen» ferner noch nicht fällige Ansprüche aus
Dagegen find nicht abgabepflichtig Ansprüche an Witwen- , Wa >-
«eü- und PensionLkassen , Ansprüche aus «nwr Kranken - rwer
« nfallverficherung ufw-, aus Renten und Bezügen, d»e Mit
Rücksicht auf ein früheres Arheits - oder Dienstverhältnis ge¬
währt werden. Zum steuerbaren Vermögen gehören auch
»icht Möbel und Hausrat , wohl aber Edelsteine Perlen oder
Gegenstände aus edlem Metall , so'veit ,hr Gesamtwert den
Betrag von 20Ml Mark übersteigt . „

Der Stichtag für die Ermittelung des Bermogenswertes ist

Die Abgabe beträgt für d,e inla »d >,cken Aktiengesellschaften
»fw. für die sonstigen inländischen juristischen Personen , für
«icht

'
rechtsfähige Vereine, Stiftungen usw. 10 vom Hundert

-es der Abgabe unterliegenden Vermögens. Das bedeutet
gegenüber dem Abgabegeseh für die sonstigen Abgabepflichtigen
eine wesentliche Ermäßigung , die aber , soweit es sich um Ak .
tiengesellschaften , Gesellschaften mit beschränkter Haftung Han-
- eit, schon wegen der doppelten Besteuerung (Gesellschaft einer¬
seits, Aktionär andererseits ) berechtigt ist.

Die für die sonstigen Abgabepflichtigen vorgesehene Abgabe
beträgt für die ersten angefangerien oder vollen 80000 Mark
- es abgabepflichtigen Vermögens 10 Proz .
für die nächsten angefangenen oder vollen 50000 M.

des abgabepflichtigen Vermögens 12 Proz .
für die nächsten angefangenen oder vollen 100000 M.

des abgabepflichtigen Vermögens 15 Proz .
für die nächsten angefangenen oder vollen 200 000 M.

des abgabepflichtigen Vermögens 20 Proz .
für die nächsten anfangenen oder vollen 200000 M.

des abgabepflichtigen Vermögens 25 Proz .
für die nächsten angefangenen oder vollen 200 000 M.

des abgabepflichtigen Vermögens 30 Proz .
für die nächsten angefangenen oder vollen 200000 M.

des abgabepflichtigen Vermögens 35 Proz .
für die nächsten angefangenen oder vollen 500 000 M.

des abgabepflichtigen Vermögens 40 Proz .
für di« nächsten angefangenen oder vollen 500 000 M.

des abgabepflichtigen Vermögens 45 Proz .
für die nächsten angefangenen oder vollen 1 000 000 M

des abgabepflichtigen Vermögens 50 Proz .
für die nächsten angefangenen oder vollen 2 000 000 M.

des abgabepflichtigen Vermögens 55 Proz .
für die nächsten angefangenen oder vollen 2 000 000 M.

des abgabepflichtigen Vermögens 60 Proz .
für die nächsten angefangenen weiteren ' oder vollen

Beträge 65 Proz .
Abgabepflichtig ist nur der den Betrag von 5000 M . über¬

steigende Teil des Vermögens .
Hat der Abgabepflichtige oder haben im Falle der Zusam¬

menrechnung oes Vermögens der Ehegatten beide Ehegatten
Dwei oder mehrere Kinder, so wird für jedes Kind der Betrag
I» n je 5000 Mark von der Abgabe freigestellt, zugleich von
dem der Zahl der Kinder entsprechenden Vielfachen von
-0000 Mark die Abgabe nur in Höhe von 10 Prozent erhoben.

Die Zahlung der Abgabe erfolgt in der Meise, datz der Ab-
«obebetrag zuzüglich einer am 1 . Januar 1920 beginnenden
Verzinsung in Höhe von 5 Prozent innerhalb 30 Jahren in
gleichmäßigen Teilbeträgen , von denen der erste am 1 . Oktober
1920 fällig ist , getilgt wird. Für die geschuldete Rente hat der
Abgabepflichtige Sicherheit zu leisten. Der Abgabepflichtige
Ist berechtigt , die Rente ganz oder in Teilbeträgen äbzulösen .
Von diesem Recht wird zur Ersparung der Zinsen voraussicht¬
lich weitgehender Gebrauch gemacht werden . Wer bis zum>1 . Dezember 1929 di« Abgabe zahlt , karln überdies Kriegsach-
lrjbestücke und andere Schuldverschreibungen deS Deutschen Rei.
ches i» Zahlung gebest, und zwar werden den Kriegsanleihe -
«eichnern ihre 5prozentigen Schuldverschreibungen zumKennwert angerechnet. Für die übrigen Eigentümer von
Kriegsanleihen und für die Eigentümer von sonstigen Schuld¬
verschreibungen des Reiches werden besondere Steuerkurse
Restgestellt , zu denen die Werte bis zum 31 . Dezember 1920 an
Kahlungsstatt angenommen werden.

Lur Sozialisierung der Energiequellen .
» Das Reickskabinett hat nunmehr lt . „B . Pr .

" den Gesetz¬
entwurf über die Sozialisierung der Energiequellen angenom¬men. Dasselbe sieht eine Verstaatlichung der Krafftrzeugungs -
« »ellen vor und umfaßt alle Leitungssitze, die über 5000 Volt
Spannung erreichen und alle Werke , die über 500 Kilowatt¬
stunden erzeugen und sich in Privatbesitz befinden.

Ferner sieht das Gesetz eine Verstaatlichung aller bereits» in
»ffrutlichem Besitz befindlichen Werke vor. Dies betrifft haupt¬
sächlich di« süddeutschen Staaten , namentlich Bayern und Baden ,Mo die Ausnützung der Wasserkräfte in weitgehendem Vlaße
erfolgt ist. Bei Übernahme der Energiequellen und Werke wird
eine angemessene Entschädigung bezahlt. Neugründungen dür¬
fen nur durch das Reich vorgenommen werden.

Landarbeiterltreiks in spommern
und in Gltpreuhen .

* Wie aus Greifswald berichtet wird , fanden in den letzten
Logen in Vorpommern zwischen den Landwirten und Land-
«rbeiterverbänden dauernd Verhandlungen statt , die zwar ab-
Wkbrochen wurden , in den nächsten Tagen aber wieder ausgenom¬
men werden dürften . Die vom Landarbeiterverband gestellten
Lohnforderungen waren tt . T .-U . bewilligt worden und wür¬
den auch bereits seit 1 . Juli ausbezahlt . Trotzdem sind aber
«uf etwa 20 bis 30 Gütern Streiks ausgebrochen.

Die „ Voss . Ztg .
" meldet aus Stettin7 Die Verhängung

- r« Belagerungszustandes über fast ganz Pommern hat unter
- en Sozialdemokraten eine ziemlich erhebliche Beunruhigung
Hervorgerufen. In Anrlam ist gestern mittag der große Gene-
pnlftreik erklärt worden. Zuerst traten die Arbeiter des land¬
wirtschaftlichen Einkaufsvereins in den Ausstand . Sie bega-
tdrn sich in geschloffenem Zuge nach den anderen Betrieben und
-Wangen die Arbiter zur sofortigen Arbeitsniederlegung .
Durch den Streik sind fast alle Betriebe still gelegt. Auch der
»Anclamer Anzeiger" konnte nicht erscheinen. Das Wasserwerk« beitet vorläufig noch. Die Gewerkschaften sind gegen den
Streik . Der Betrieb der Straßenbahnen ruht in Anclam eben¬
falls .

* Die >,B- Z . am Mittag " meldet aus Kattowitz : Von un¬
verantwortlicher Seite hat sich ein Teil der Landarbeiter des
Kreises Mohrungen in den Streik treiben lassen. Der Zentral -
»erband der Land-, Forst- und Weinbergarbeiter fordert die
Landarbeiter auf , die Arbeit wieder aufzunehmen , da in den
»Schsten Tagen Verhandlungen zwecks Abschlusses eines Tarif .
Vertrags stattfinden . Zur Aufrechterhaltung der Ordnung so¬wie zmn Schutz der Arbeitswilligen wurden Regierungstruppenin den Kreis gesandt.

Eine spätere Meldung besagt : Der Streik ist erloschen . Er
hat etwa 8 Tage gedauert und erstreckte sich auf etwa 70 Ort -
fchofteck Die Arbeiter waren größtenteils arbeitswillig und
Wurden nur durch wenige Aulfwiegler terrorisiert . NachdemEnde voriger Woche Militär eingetrofsen war und den Schuh- er Arbeitswilligen übernommen hatte , ist der streik jetzt bis
«uf 0—7 Ortschaften mit einem Areal von zirka 24 000 Mor -

erloschen .

Dadilcbe^AeberlicKt.
» adikber londkrg .

BO. AKe wir hören, wird voraussichtlich in der nächsten
Woche der Landtag zu einer Plenarsitzung zusammentreten .' Die Arbeiten dürsten unser Landesparlament nicht vor Anfang
August zu Ende gaführt haben.

Die Steuerdebatte im Dausbaltsauslcbuh .
LO. In der gestrigen Sitzung des HauShaltSausschnffeS

machte der Finanzminister zunächst eingehende Mitteilungen
über die Verhandlungen , die am letzten Sonntag in Weimar
zwischen de« Reichs finanzminister ui» den Vertretern der Ein -
zelstaaten über die Abgrenzung der steuerlichen Befugnisse
stattgefunden haben. (Wir berichten übers die bedeutsamen
Ausführungen des Ministers in unferm heutigen Leitartikel ;
d. Schriflltg .) Alsdann trat man in die Weiterberatung der
Struervorlag » ein. Di« Regierung hatte diese in einer neuen
Fassung vorgelegt, bei der die Zuschläge der Einkommensteuerbei 6000 Mark und die Zuschläge zur Brrmögenssteuer bei
50 000 M. beginnen . Außerdem ist darin auf Anregung von
demokratischer Seite vorgesehen , datz das einbezahlte Grund -
oder Stammkapital der Handelsgesellschaften und Genossen¬
schaften als Kapitalschuld gilt und deshalb von dem Vermögen
für die Steuerung abzuziehen ist. In der eingehenden Aus¬
sprache blieb die Regierung bei der Bestimmung ihrer Vor¬
lage. Die Sozialdemokratie vertrat mit Energie ihre in der

, Presse schon bekannt gegebenen Anträge , wonach bei den grö¬
ßeren Vermögen'der Zuschlag bis 300 Pf . für 100 M . Vermögen
bei der Einkommensteuer der Zuschlag bis 500 Prozent steigen
soll . Der Finanz,ninister erklärte diese Anträge als zu weit¬
gehend und beantragt «, es bei den Sätzen der Regierungsvorlage
zu belassen . Die Demokratische Fraktion nahm denselben
Standpunkt ein . Bei der Schlußabstimmung wurden die sozial¬
demokratischen Anträge mit 12 Stimmen (Sozialdemokratie und
ein Teil des Zentrums ) bei 5 Stimmenthaltungen angenom¬men. Als Grenze , bis zu der Einkommen von der Steuerer¬
höhung befreit bleiben sollen , wünschte ein Teil den Betrag
von 4200 M ., «in anderer den Betrag von 6000 M . Mit elf
gegen fünf - Stimmen wurde die Freigrenze auf 6000 M. fest¬
gesetzt. Die Nachtragsstenern sollen zur Hälfte alsbald nach
Inkrafttreten des Gesetzes, zur andern Hälfte am 1 . Dezember-
bezahlt werden.

Die Durchführung von Hrulturvertzelser -
ungen in Baden .

oc. Der Ausschuß für Justiz und Verwaltung des bnd : Land¬
tags beschäftigte sich gestern in mehrstündiger Sitzung mit dem
Gesetzentwurf über di« Durchführung von Kulturverbefferun -
gen . Bei der Durchführung dieser „Ergänzung zum Wasser»
gesetz " besteP die dreifache Absicht: Den Boden ertragsfähiger
zu gestalten, für die immer noch in großer Anzahl vorhande¬
nen Erwerbslosen " Arbeit zu beschaffen und schließlich aus
vorhandenen Moorländereien Brenntorf zu gewinnen . Es sol¬len die betr. Eigentümer zunächst zwangsweise in diese zubildende Waffergenoffenschaft (zur Entwässerung von Wiesen
usw.) eingeordnet werden. Das Gesetz soll als Übergangsgesetzbis zum Jahr « 1921 bestehen bleiben und dann das Wasser,
gesetz entsprechend erweitert werden.Weiter wurde der Entwurf einer Verordnung des Staats¬
ministeriums für die Kommunalverbiinde begutachtet. Nach
einer Erklärung des Ministeriums des Innern sollen die Wegedes Abbaues beschritten werden, so bald sich Anfrage und Ange¬bot etwas ausgleicht. Die Kompetenzen der Kommunalver -,bände sollen , solange noch für einzelne Produkte Zwangswirt¬
schaft erforderlich ist, auf die Bezirksräte übergehen.

Sammlung kür die bad. Nriegsgetangenen .
- kürtorge .

* Von zuständiger Seite wird uns geschrieben :
Dem Badischen Landesverein vom Roten Kreuz wurde zu der

zugunsten der badischen Gefangenenfürsorge mittelst Aufrufs
beabsichtigten Sammlung von Geldspenden vom Ministerium
des Innern Genehmigung erteilt . Das Ministerium ist damit
einverstanden , daß anläßlich der Sammlung je nach den ört¬
lichen Verhältnissen Haus - und Straßensammlungen , sowie
Verkauf von Postkarten stattfinden.

Annahme von Anwärtern kür das Geriwts -
tcbreiberamt .

* Von zuständiger Seite wird uns geschrieben :
Im Monat August wird eine beschränkte Anzahl von An¬

wärtern für das Gerichtsfchreiberamt (Justizanwärter ) ausge¬
nommen werden. Die Aufnahme erfolgt nach tztz 2 und 3 der
Ausführungsbestimmungen zur Gerichtsschreibereiordnung
durch das Justizministerium . Aufnahmegesuche sind bei den
Amtsgerichten einzureichen, von wo sie bis 10. August dem Mi¬
nisterium vorgelegt werden.

Illnkälle bei der Verwendung von minder¬
wertiger Noble (Grieskoble und Braun¬

kohle) in induttriellen Feuerungen .
* Von zuständiger Seite wird uns geschrieben :
Der Mangel an Brennstoffen zwingt zurzeit die Industrie ,

minderwertigere Kohle, vielfach Braunkohle in den Dampfkes¬
seln zu verfeuern . Dabei find in den letzten Tagen mehrere ,
teilweise schwere Unfälle und Verbrennungen vorgekommen.
Die Heizer find mit den veränderte« Berbrennungsvorgängen
bei diesen Brennstoffen noch nicht vertraut und bedienen die
Kessel "so, wie sie es mit der guten Steinkohle gewohnt waren .
Bei der Verwendung solcher minderwertiger Kohlen ist jedoch
zu beachten , daß das Brennmaterial häufiger und in geringe ,
rer Menge auf den Rost gebracht werden muß als bisher , um
eine gleichmäßige Verbrennung unter genügender Sauerftoff -
zuführung zu gewährleisten und das Ansammeln unverbvann -
ter Gase unter schwelender Kohle zu verhüten . Beim Offnender Feuertüren und beim Auflockern des Feuers entstehen sonst
leicht lange Stichflammen. Es ist -deswegen auch nötig , sichbeim Offnen der Feuertüre bei Seite zu stellen . Ferner ist
nach Möglichkeit zu verhüten, daß di« pulverigen Kohlen un .
verbrannt durch den Rost in den Aschenraum fallen . Wo dies
nicht verhütbar ist, muß beim Ascheziehen und Abfchlacken be¬
sonders vorsichtig zu Werke gegangen werden, da hier leicht
ungewollte Gasbildungen und dadurch Explosionen entstehen

. können. Zur Hilfeleistung bei Verbrennungen sind im Kessel¬haus Decken und zum Ablöschen eines etwaigen lokalen BrandesSand bereit zu halten . Ferner sind zum Schutz der dort Be-
schäftigten die Verbandseinrichtungen mit den nötigen Ma -
terialien , Brandsalbe und Binden zu versehen und gebrauchs¬
fertig zu halten .

Durch solHe Stichflammen verletzte Personen sollen sich so.
fort in die bereitliegenden Decken einhüllen , um die Flammendurch Entziehen des Sauerstoffes raschestens zu ersticken .
Langes Nmherlaufen facht .die Flamme an und ist daher un-3 bedingt zu vermeiden. "

Neue Leamtenorganilatron .
oc. Bor einigen Tagen wurde die „Lackdesvereinignn, aller

nichtetatmätzigen wissenschaftlich Gebildeten Beamten BckdenS"
gegründet (Borfitzender: Lehramtspraktikant W. Armbruster ,
Regierungsbaumeister Dr . Waffenfchmidt und Gerichtsasseffo «
Krautinger , sämtliche in Karlsruhe ) und sofort erweitert zueiner Arbeitsgemeinschaft mit den anderen unständigen Aka¬
demikern (z. B . Privatdozenten , Assistenten usw.) . als deren
Vertreter Herr Dr . Reiß zugezogcn wurde.

Landesverlammluug badilwer Nat -
> lcbreiber.

LO . In Haufach fand die Landesversammlung der Badischen
Ratfchreiber statt . Sie war von über 300 Ratschreibern des
Landes besucht . Als Vertreter der Regierung wohnte Ober¬
amtmann Dr . Hofheinz-Wolfach de» Tagung bei . Man be¬
schäftigte sich mit wichtigen Tagesfragen , wie dem Fürsorge¬
gesetz, dem Gemeindebeamtenrechte, der Geuieindeordnung und
dem Gemeindebeamtenbunde . Gefordert wurde die Gleichste !-
lung der Gemeinde, mit den Staatsbeamte », die Zuziehung der >
Ratschreiber zur Vorbereitung der neuen Gemeindeordnung,
Schaffung von paritätischen Bezirksausschüssen zur Regelung
von Gemeindebeamtenangelegenheiten , obligatorische Vor-
schristen über die Vorbildung - er Ratschreiber und die Errich¬
tung einer Gemeindebeamtenkammer. OberstadtrechnungsratWeiler -Karlsruhe hielt über den Gemeindebeamtenbund einen
Vortrag . Der Verband zählt zurzeit 1343 Mitglieder und hatein Vermögen von 16000 Mark.

Line Bauernverlammlung im Bauland .
oc . Einen sehr stürmischen Verlauf nahm eine in Osterburken

abgehaltene , von über 800 Landwirten des badischen Bau¬
landes besuchte Versammlung , die nach einem Referat des Ge -
schästssührers des bad . Bauernbundes , Füller -Karlsruhe , und
einer sehr lebhaften Aussprache ein Telegramm an das Mi¬
nisterium des Innern zu richten beschloß, in welchem die Weg¬
versetzung des jetzigen Oberamtmanns Freiherr von Rotbergund des Kommuiintverbandsgeschäftsführers Revisor Heid voi»
dem Adelsheimer Bezirksamt verlangt wurde, da sich Freiherr !
von Rotberg für de» laudwirtschaftl. Bezirk als unbrauchbar
erwiesen habe. Fernerhin wurde beschlossen , an den Reichs»
ernährungsmiuister ei» Telegramm zu senden , in welchem die
Freigabe der Grünternerute des Jahres 1919 gefordert wird.Aus dem weiteren Verlauf der Versammlung ist noch zu er «
wähnen , daß Landtagsadg . Hertle - Sachsenflur die Zusammen¬
setzung des parlamentarischen ErnähruMsbeirats kritisiert«und die gleichmäßige Vertretung von Produzenten und Kon-
sumenteW (bisher sechs Konsumenten und drei Produzenten )!
wünschte . »

Raditcke Leilungsttimmen .
Die Totengräberarbcit luiserer Kinobühnen.

Im „Badischen Beobachter" schreibt Univ. -Pros . Tr . E. Krebsu . a . :
„ Seit Neonaten verfolge ich mit wachsendem Entsetzen dieTitel in den Lichtspielankündigungen. Will man denn nir¬

gends verstehen, was hier vor sich geht ? Einige Proben ausden jüngsten Tagen mögen für sich selber sprechen : Der Weg,der zur Verdammnis führt ; Hyänen der Lust- Aus dem Tage ,
buch einer Verlorenen ; Di« gestörte Hochzeitsnacht ; Die Sünde, ,Wider das Weck ; Opium oder die Laster Chinas, in unzemsurierter Offenheit ; Der Seelenverkäufer ; Verlorene Töchter ;und so weiter und so weiter. Was zeigen die Films unseren»nt Taschengeld reichlich versehenen- Jugend Tag für Tag »Antwort : Dirnengeschichten uny Bordellszenen. Neunen wirdie schmutzige Sache doch beim schmutzigen Na inen , der ihr zu-kommt ! Dabei brüstet sich solches Zeug noch mit „Protektion "
von irgend welchen Fürsorge - oder sonstigen , zur Hebung dev
Volksgesundheit gestiftet sein sollenden Gesellschaften . Maftbehauptet , man wolle das Volk über die schlimmen Folgen dev
Ausschweifung ..aufklären "

. Und die Wahrheit ? Man zeigtinngen Leuten die Wege , auf denen das Laster sich breit macht,und man zeigt es in einer Nacktheit, deren man sich auf der mitwirklichen Menschen belebten Bühne» vielfach doch noch schämt .Jungst sprach ich mit unserem Freiburger Handelskammer,sekretar , einem bekannten Theater - und Kunstschriftstellrr.Er sagte : Schauen Sie doch nur einmal die Gesichter u. Augendes >ungen Volkes an , das jetzt in unseren Straßen herum¬lauft . Die haben ,a alle schon die Begierde im Gesicht geschrie--
Ap - Asta Nielsen in hundert halbwüchsigen Nachbildern1Ähnlich äußerte sich unser süddeutscher Dichter Burte , de«Verfasser des Wildfieber und Simson . also ein Mann , dem nie-mand Prüderie ' vorwersen wird. AllS, aber auch ohne Aus-nähme alle waren einig in dem Urteil, daß diese sogenannten„Sittendramen " und „ Aufklärungsfilme " nichts anderes seien,als eine großangelegte Verführung „ nd Verseuchung unseresdem Taumel heute mehr als je zugänglichen Volkes . Vor»diesen Kinotheatern geht , genau wie von gewissen Bahnhof ,und anderen Buchhandlungen, ein «nunterbrochener Giftftromrn unser Volk , der eine entsetzliche Toten,räberarbeit an un-serrr Zukunft verrichtet.

Was kann helfen ? — Antwort : Das Monopol der Gemein¬den für alle Lichtspielbühnrn! Man redet so viel von Sozia ,lifierung der dafür reifen Betriebe ! Das erste , was unsereStadtverwaltungen kommunalisieren sollten , sobald das Gesetzdazu die nötige Handhabe bietet, ist das Kinotheater. Nichtstädtische Lichtspielbühnen neben den privaten ! Dann läuftdas Völkchen, das den Teufel nicht spürt , obwohl er es beim!Kragen hat, doch wieder nur in die „ Sittendramen " des pri»vaten Kinos . Nein , Gemeindemqpopol allein kann hier helft ».Die Zeitschrift : Bild und Film und die Lichtbühnenbibliothekkönnen einer ernstgesinnten Stadtverwaltung zeigen, was ausdem Kino für die Volksbildung zu gewinnen ist, und wo einguter Wille aas Werk geht. Wenn einmal nur noch guteFilme zur Darstellung kommen un- der Schmutz nicht mehr ,dann werden vielleicht gewisse Besucher wegbftiben, aber vieleandere dafür kommen ; die Stadt wird finanziell nichts ris -fteren : die Sittlichkeit wird gewinnen. Ich denke daß diese Ar,beit von allen Parteien mit dem gleichen Eifer geleistet werde«sollte. Hier liegt nicht Partei -, sondern Volksintereffe vor.Graben wir doch wenigstens einen der Giftströme ab, die unserVolk von innen heraus entnerven, indem wir das Kino zumGemeindemonopol machen , und es dann sauber halten .
"

Aus der Landeshauptstadt.
* Falscher Alarm . Heute vormittag begann die Sirene aufdem Rathausturm ihren glücklicherweise lange nicht

mehr gehörten Gesang . Es handelte sich dabei nicht um einen
beabsichtigten Alarm , sondern um eine zufällige Berührung der
Leitnngsdrähte .

Stsstssnzeiger .
Das Staatsministerium hat unterm 7. Juli d . I . de » Land -

gerichtsdirektor Karl Freiherrn von Babo in Karlsruhe zum
Landgerichtspcäsidenten iu WalüSbut ernannt
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vle ttelmkekr unierer gefangenen krüder ktekt vor 6er Eür . Um He «ürdlg ru empfangen, arbeiten die Sekangenenkelmkekr -

stellen (lirikakelme) seit Vocken im llande . Vas kelck Kat einen lulckutz bewilligt, 6er aber kür 6en würdigen Empkang in unserem
llands nickt genügend ikt. Um auck nack der militüriscken Entlassung in dringenden küllsn kelksn und andererseits In . den vurck-
gangslagern r ên Empfang lo würdig gestalten ru können, wie es der guten badilcken Sitte entspricht , brauchen wir nock einmal die
kille des ganrsn badischen llandes . vle Mittel , welche für die Sekangenen gesammelt waren, lind durch die Sekangsnsnunterltühung
in den letzten Monaten , die unter den ungünstigsten wirtschaftlichen Verkültnillsn weitergekükrt werden mußte, stark rulammengesckmolrsn.
Unters Nachbarn, die Vöürttembsrgsr, Kaden in den letzten Monaten kalt eins Million nur für die Zwecke der Sekangenenkelmkekr
rulammsngebracht . für Kaden soll ein badischer Volksdank kür dis keimkekrsnden Sekangenen die nötigen Mittel aukbrlngsn. vsr
badlkde Volksdank vom Satire 1 - 1 - dark nickt klnter der grohartigen kllke rurückbleiben , welche im September 1 - 17 durch dis Ke-
teillgung des gonren badischen Volkes kür die Sekangenen möglich geworden ilk. vie Mittel des ganren lmndss werden in einen
2entrolkond vereinigt, welcher dort, wo es nötig ilt, rur Verkügung sieben soll .

ver vank der keimat soll den gefangenen krüdern schon beim ketteten - des keimatlicksn kodsns küklbar lein. Vie könnte er
kick wirksamer üußern , als in einem köstlichen , freudigen Empfang und in der kllke bei dem Übergang in die frledsnsarbelt . ttierru
lind dis reichsten Mittel erforderlich:

Darum gebt ! Ssbt rsiMck und kreudig !
Der lerritorialäelegierte 6er frei«,, krankenpklege kür Kaden :

pkilteier .
kadilcker Dandesvereln vom Koten kreur :

Der Ckrenvorlitzeude : Max , prinr von Laden .
General KNIiberger , vr . § tros1 >e , Univ .-Vrot. vr . partlck ,

Vorlltzender. VGklihender der Depotabteilung . Vorsitzender des kandesausichlllkes der Lad. Sekangenenkürlorgs
ver Senerallekretär des Lad . krauenvereinsr ver prälidsat des Cv . vbsrkirckenrats : ver Crxbiickok der Crrdiörele krslburg,

Müller , Sekeimerat . vr . llibsl . vr . 1'komas llörber .
kür den Oberrat der llraeliten : vsr Vorltand des kad . lrandesvereins kür Innere Million : ver Vorltand des katk. Laritas-Verbandes:

vr . Ma ^ er . v . Zckmittkenner , Prälat. vr . Vertkmann , Prälat.
Die voditzenden des Volksbundes 2UM Sckutze der deutschen Kriegs- und Avilgekangenen :

Mannkeini : tiarlsruke : kreiburg : konltanr :
Maler , liaukmann. kupp , Ingenieur. Dr . von Sraevenitz , kouptniann a . v . Oberltn . Schmidt I, kustoulchltation.>

Die Ladikchen kriegsgekangenen-keimkettrltettsn
llirikakeime).

Der Staatspräsident:
Seih .

G715
Soden können auk Postscheckkonto 585b Ladiscker kandesverein vom Koten lireur , Karlsruhe, elnberaklt werden , vergleichen nehmen sämtliche Lanken,

Stadtkassen und Sparkassen Gaben an. ln beiden källen bitten wir ru bemerken » kür Volksdank" .

Ziäcllisclies Konrenlkaus.
Vovneiotsg , ckeo 17. ^nli 1918

H!8 il«e von Nlinidiil.
7ft, 17ür

Li» unter

^ I7S
Dslepkonnetr anZescsilossen .

I . L » Wvingsnl , Xaristr 94
Sp » iuli »< »Ina 0psnstvui -

1» ptM - . Siiilttilnslilirltei mil SediMjlls.
8pi -« vk »1ui >ck« i» sd I , Juli , I bi » L Ubn .

Kekannlmachung .
Von den S "/„ igeu Schuldverschreibungen der israelit .

Religionsgemeinschaft Badens werden zufolge Verlosung« uf 1. Oktober ISIS zur Heimzahlung gekündigtund von da an nicht mehr verzinst :
Rr . 17 zu 1000 Mk.

'
L Nr . 24, 71 zu je S00 Mk .
c Nr . 43, 166. 193, 270, 298 , 330, 380, 415 , 467 ,

c-82 zu je 100 M
Dir Zahlung erfolgt durch die mit der Einlösungder ZinSscheine betrauten Zahlstellen - N .237
Karlsruhe , den 4. Juli 1919 .

Oberrat der Israelit «« .
Der Ministerialkommiflär :

Schwoerer .

Krkannlmachung .
Polizeidie « st der Gemeinde

Nallingen betr .
Bei der Gemeinde sind für den Ortsteil Badisch -

» beinfelden S Polizetdtener anzustellen.
Geeignete Bewerber (auch zivilversorgungSberech-

ugte) wollen ihre Gesnche mit selbstgeschrieb - Lebenslauf ,
beglaubigten Zeugnisabschriften und Gehaltsforde¬
rungen bis spätestens 1 . August ISIS anher ein¬
reichen , woselbst auch die näheren Bedingungen zu er¬
fahren sind . M7" 2.1

Nolltugen Badifch Rheinseld «« . 10. Juli ral9 .' Der Semeiuderatr
I V- : Walz .

N.231 . Heidelberg . In dem
Konkursverfahren über das
Vermögen des Kaufmanns
Sigmund Stechler in Heidel¬
bergist zur Prüfung dernach
Abhaltung des allgemeinen
Prüfungstermins angemel¬
deten Forderungen Termin
vor dem Amtsgericht hier,
Zimssier Nr - 2, bestimmt
auf : Montag de» 28. Au¬
gust ISIS , vormittagsIS Uhr,

Heidelberg, 9 . Juli 1919 .
Der Gerichtsschreiber

des Bad. Amtsgerichts IV-

WlltlMMllW
Der Kommunal -Verband

Pforzheim -Stadt verstei¬
gert durch das Stadt .
Hochbauamt (Altmöbelstel.
le) folgende von der Hee¬

resverwaltung bezw .
Reichsverwertungsarnt

übernommenen Heeresgü-
tet : G .699 .2.
etwa 100 Stück große und

kleine Pferde -Sielenge -
schirre

etwa 25 Stück Pserdekum-
mete,

etwa 30 Stück Armee¬
sättel ,

etwa 3V Stück Bocksättel .
Line große Partie loser

Geschirrteile, wie Stränge ,
Ketten, Fretzbeutel, Was.
sersäcke, Kopfgeschirre,
große und kleine Wagen,
plane usw.

Die Versteigerung findet
am Freitag , den 18., und
Samstags deck IS. Juli
ISIS , von morgens 10 Uhr
ab, vor dem Hinteren Por¬
tal der Städt . Gewerbe¬
schule, große Gerberstraße
34, in Pforzheim gegen

Barzahlung und sofortige
Abholung statt , wozu
Kaufliebhaber eingeladen
werden.

Eventl . Fortsetzung der
Versteigerung wird beson¬
ders bekannt gegeben.
Pforzheim , 9. Juli ISIS.

Stadt . Hochbackamt. I

Zentral - Güterrechts< Register für Baden.
Bruchsal. N.245

Im Güterrechtsregister
Band II Seite 477, wur¬
de eingetragen : Weiß,
Hermann , Händler in
Oberöwisheim, und Elisa¬
beths geb. Riffel . Der
Mann hat das Recht der
Frau , innerhalb ihres
häuslichen Wirkungskrei¬
ses seine Geschäfte für
ihn zu besorgen und ihn
zu vertreten , ausgeschlos.
sen .

Bruchsal, 14. Juli 1919 .
Amtsgericht.

Bühl . N .104
Güterrechtsregistereintra¬

gung Band II O --3 - 447 :
KSnnmger, Max , Stein -

Hauer, und Kraus , Maria
in Ottersweier . Vertrag
vom 24. Juni 1919. Er¬
rungenschaftsgemeinschaft

des BGB . Das gesamte
gegenwärtige und zukünf¬
tige Vermögen der Ehefrau
wird für Vorbehaltsgut er¬
klärt.

-Bühl . 4. Juli ISIS .
Bad . Amtsgericht 2-

Durlach . Güterrechtsregister.
Eingetragen : Kemps Wil¬
helm. Schneidermeister in
Durlach und Luise geb -
Gottstein. Vertrag vom 27.
Juni ISIS Errungenschafts -
gemeinschast gemäß § 1589
BGB . DaS in § 2 des Ver¬
trags beschriebene Bei¬
bringen der Ehefrau , sowie
alles , was die Frau durch
Erbfolge, Vermächtnis,
Schenkung oder als Pflicht¬
teil erwirbt , ist zum Vor-
behaltsgut erklärt- Künzler
Karl Wilhelm, Schreiner in
Singen und Berta geb -
Kärcher - Vertrag vom 24.
Juni ISIS Gütertrennung .

Amtsgericht N214
Engen . N .1S6

Güterrechtsregisterein -
träge :

n) Band I O . -Z. 398 :
Geißer , Franz Josef ,
Landwirt , und L>Mechaniker
in Kirchenhausen und des
.sen Ehefrau Franziska ge¬
borene Raus . Vertrag vom
13. Juni ISIS . Allgemei
ne Gütergemeinschaft .

d) Band I O .-Z . 399 .
März , Martin , SägebesM
zer in Kirchenhausen, und
dessen Ehefrau Theresia
geborene Häcke. Vertrag v .'14. Juni ISIS . Allgemei¬
ne Gütergemeinschaft.

Engen , 2. Juli 1919 .
Amtsgerichts_

Eppingen . N .W4
Güterrechtsregistereintrag

Band I Seite 273 : Hein¬
rich Huber , Kaufmann in
Eppingen , und Emma
Luise geb . Weigert . Ver¬
trag vom 1 . Juli ISIS . Er -
Irungenschaföge meinschaft.
Eppingen , 11 . Juli ISIS.

Bad . Amtsgericht.
Heidelberg. N.168

GüterrechtSregistererntrag
Band VI Seite 295 : Botz,Otto , Direktor der Heidel¬
berger Musikakademie in
Heidelberg, und Lorte ge¬borene Pehlke. Becrrag v.
26 . Juni ISIS . Güter¬
trennung .
Sei - elbcrg , 7 . ISIS.

Amtsgericht K
Karlsruhe. N-215

In das Güterrechtsregister
ist zu Band IX eingetragen :

Seite 327 : FöhreubShler
Albert. Schlosser , Karlsruhe
und Babette geb - Huber .
Vertrag vom 24 - Juni ISIS .
Gütertrennung .

Seite 328 : Morath Alfred,
Hornpreffer, Karlsruhe und
Anna geb - Kastkier . Vertrag
vom 30. Juni ISIS - Er¬
rungenschaftsgemeinschaft
mitPorbehaltsgut der Frau

Seite 329 : Hodapp Oskar ,
Bäcker: Knielingen , und

Lina geb. Cambeis - Vertrag
vom 1 . Juli ISIS- Errungen -
schaftsgemeinschaftmitVor,
behaltsgut der Frau -

Seite 330 : Anselm Karl
Jakob , Schlosser , Karlsruhe
und Elisabeth geb. Diehm-
Vertrag vom 16. Juni ISIS -
Gütertrennung .

Seite 331 : Kessel August,
Hauptmann , Karlsruhe und
Anna geb . Albrecht . Vertrag
vom 16. Juni 1919 . Güter¬
trennung .

Seite 332 : Feibelmann
Julius , Kaufmann , Karls¬
ruhe und Klara geb . Born¬
stein . Vertrag vom 30 . Juni
1919 . Gütertrennung .

Seite 333 : Grüuing Her»
bert vr . Chemiker , Karls¬
ruhe und Mathilde geb .
Hoffmann . Vertrag vom 7.
Juli ISIS . Gütertrennung .

Karlsruhe , 11 - Juli ISIS .
Badisches Amtgerrcht L . 2.

Mannheim . N .235
Zum Gütervechtsregister

Band XIII wurde heute
eingetragen :

1 . Seite 465 : vr . Karl
Lanz, Kommerzienrat , und
Gisela geb . Giulini in
Mannheim . Nach Vertrag
vom 31 . Dezember 1918
leben die Eheleute im ge¬
setzlichen Gütervechte des
BGB . Vorbehaltsgut der
Frau ist das in dem Ver¬
trage und Ergänzungsver¬
trage vom 23 . Juni 1919
und seiner Anlage aufge¬
führte Vermögen.

2 . Seite 466 : Joseph
Lock, Wagner , und Anna
geb . Zöbeleh in Mann¬
heim. Vertrag vom 8.
März 1919 . Errungen -
schaftsgemeinschaft . Vorbe¬
haltsgut der Frau ist das
im Vertrage aufgesührte
Vermögen.
Mannheim , 12. Juli 1919.
Bad. Amtsgericht Re. 1 .

Offenburg . N .17S
Güterrechtsregistereintrag

Band II Seite 425 : Adolf
Sprich, Bautechniker in
Offenburg , und Johanna
geborene Flurh . Vertrag
vom 12. Juni 1919. Er¬

rungenschaftsgemeinschaft
gemäß 8 1619 ff . BGB .
Das eingebrachte Gut der
Ehefrau sowie alles was
dieselbe noch erwirbt von
Todeswegen, durch Schen¬
kung oder sonst einen un¬
entgeltlichen Titel ist für
Vorbehaltsgut erklärt .
Offenburg , 9. Juli 1919 .

Amtsgericht.
Offeuburg . N .177

Güterrechtsregistereintrag
Band II , Seite 426 : FranzKarl Gaß, Pumpenwärter ,
früher Bahnschloffer in
Weier und Sofie geborene
Bauer . Vertrag vom 2- Juli
1919 . Gütertrennung .

Offeuburg , 9 . Juli 1919 .
Amtsgericht .

Billingen . N.178
In das Güterrechtsregi -

ster Band 11 Seite 232
wurde eingetragen : Apo¬
theker Julius Fink in St .
Georgen i. Schw., und des¬
sen Ehefrau Sofie gebore¬
ne Herber daselbst. Ver¬
trag vom 2 . Juli 1919 :
Gütertrennung .
Villingen . 8. Juli 1919 .

Bad . Amtsgericht.

WieSloch . N.203
Güterrechtsregisterein -

trag Band I Seite 348 :
Klare , Jakob Heinrich,
Fabrikant in W 'esloch ,
und Marie geb . Kifft!.
Vertrag vom 4 . Juni
1919. Errungenschaftsge¬
meinschaft.

Mesloch , 10. Juli 1919 .
Badisches Amtsgericht.
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